
 

  

S 2 RJ 988/98 A

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 RJ 988/98 A
Datum 22.12.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 156/01
Datum 28.01.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 22. Dezember 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung.

Der am 1941 geborene KlÃ¤ger ist bosnischer StaatsangehÃ¶riger und in Bosnien
wohnhaft. In Bosnien hat er in der Zeit vom 22.11.1960 bis 13.06.1979 insgesamt 5
Jahre 8 Monate und 15 Tage Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt. Er ist nach
dortigen Rechtsvorschriften als Invalide der 1.Kategorie anerkannt und bezieht vom
SozialversicherungstrÃ¤ger Bosnien und Herzigowina in Mostar seit 13.06.1997
Invalidenrente.

In der Zeit vom 18.01.1966 bis 07.11.1973 war er versicherungspflichtig in
Deutschland beschÃ¤ftigt und hat in dieser Zeit insgesamt 89 Monate
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PflichtbeitrÃ¤ge zur Arbeiterrentenversicherung zurÃ¼ckgelegt. Vom 01.07.1979
bis 1994 war er in der Schweiz versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt und hat in diesen
Zeitraum fÃ¼r 81 Monate PflichtbeitrÃ¤ge zur EidgenÃ¶ssischen Alters-
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (AHV-IV) entrichtet.

Mit Schreiben vom 20.10.1995, eingegangen am 06.11.1995, beantragte der
KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Diesen
Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 28.04.1998 ab. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle
angesichts seines Versicherungsverlaufs nicht die besonderen mit
Haushaltsbegleitgesetz 1984 eingefÃ¼hrten einschrÃ¤nkenden
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Er habe zwar die allgemeine Wartezeit von 60
Monaten bereits 1984 erfÃ¼llt, jedoch in den letzten fÃ¼nf Jahren vor
Antragstellung nicht mindestens drei Jahre mit Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung und auch keine sonstigen
versicherungsrechtlich zu berÃ¼cksichtigenden Zeiten ab 13.06.1979 mehr
zurÃ¼ckgelegt. Im maÃ�geblichen Zeitraum vom 06.11.1990 bis 05.11.1995 seien
keine in der deutschen Rentenversicherung berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Zeiten
zurÃ¼ckgelegt worden.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Widerspruch eingelegt. Er sei in diesem Zeitraum
versicherungspflichtig in der Schweiz beschÃ¤ftigt gewesen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 29.05.1998 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Die vom KlÃ¤ger in der Schweiz zurÃ¼ckgelegten
Pflichtversicherungszeiten seien in Anbetracht der Sozialversicherungsabkommen
mit der Schweiz und Bosnien-Herzigowinas bei der PrÃ¼fung der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht Landshut Klage erhoben. Das
Sozialgericht hat mit Gerichtsbescheid vom 22.12.2000 die Klage abgewiesen. Ein
Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit sei schon deshalb
ausgeschlossen, weil der KlÃ¤ger nicht mehr die mit Haushaltsbegleitgesetz 1984
eingefÃ¼hrten einschrÃ¤nkenden versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
einen Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit erfÃ¼lle oder
nachtrÃ¤glich noch erfÃ¼llen kÃ¶nnte.

Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger mit der Berufung, mit der er weiter Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit begehrt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 22.12.2000 sowie den Bescheid der Beklagten vom 28.04.1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.05.1998 aufzuheben und die Beklagte
zu verurteilen, ihm aufgrund seines Antrages vom 06.11.1995 Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.
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Beigezogen waren die Akten der Beklagten und die des Sozialgerichts Landshut auf
deren Inhalt sowie auf den Inhalt der Berufungsakte zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, sachlich
ist sie jedoch nicht begrÃ¼ndet, weil er keinen Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§Â§ 43, 44 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) â�� in der bis 31.12.2000 gÃ¼ltigen Fassung â�� hat.
Wegen der Antragsstellung vor dem 31.03.2001 ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf
Versichertenrente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit an den Vorschriften des
SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung zu messen, da geltend gemacht ist,
dass dieser Anspruch bereits seit dem Zeitpunkt vor dem 01.01.2001 besteht (vgl. 
Â§ 300 Abs.2 SGB VI).

UnabhÃ¤ngig vom Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen
Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit hat der KlÃ¤ger
angesichts seines Versicherungsverlaufs schon nicht die vorrangig erforderlichen
beitragsrechtlichen Voraussetzungen eines Anspruchs auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit erfÃ¼llt. GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.1 Nr.2 i.V.m. Abs.3
und 4 SGB VI und Â§ 240 SGB VI bzw. Â§ 44 Abs.1 Nr.2 und Abs.4 SGB VI i.V.m. Â§
43 Abs.3 und 4 SGB VI und Â§ 241 SGB VI hÃ¤tte der KlÃ¤ger nur dann einen
Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit, wenn er in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintreten des Leistungsfalles entweder fÃ¼r mindestens 36
Kalendermonate PflichtbeitrÃ¤ge entrichtet hat oder jeden Kalendermonat in der
Zeit vom 01.01.1984 bis zum Leistungsfall mit Anwartschaftserhaltungszeiten
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 240 Abs.2 SGB VI bzw. 241 Abs.2 SGB VI i.V.m. Â§ 240 Abs.2 SGB VI
belegt hat. Der letzte Pflichtbeitrag in der Bundesrepublik Deutschland ist fÃ¼r
November 1973 entrichtet. In seiner Heimat Bosnien/Herzigowina hat der KlÃ¤ger
seinen letzten Beitrag fÃ¼r Juni 1979 entrichtet. Freiwillige BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit
ab 01.01.984 bzw. Anwartschaftserhaltungszeiten hat der KlÃ¤ger nicht
zurÃ¼ckgelegt. In Anbetracht dessen hat der KlÃ¤ger bereits weit vor seiner
Antragstellung im Jahre 1995 also bereits im Jahre 1984 seine Anwartschaft auf eine
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit aus der deutschen
Rentenversicherung verloren (vgl. BSG-Urteil vom 11.05.2000 Az.: B 13 RJ 85/99 R).

Die von ihm ab Juli 1979 bis Dezember 1994 entrichteten BeitrÃ¤ge zur
schweizerischen AHV-IV sind bei der Frage der ErfÃ¼llung der besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit aus der Rentenversicherung Deutschlands nicht zu
berÃ¼cksichtigen, da gemÃ¤Ã� Art.25 des deutsch-jugoslawischen
Sozialversicherungsabkommens, das fÃ¼r Bosnien und Herzigowina weitergilt, fÃ¼r
den Erwerb eines Leistungsanspruchs nur die nach den Rechtsvorschriften in
Deutschland und in Bosnien-Herzigowina zurÃ¼ckgelegten Zeiten angerechnet
werden soweit sie nicht auf die selbe Zeit entfallen. GemÃ¤Ã� Art.2 Abs.2 des
deutsch-jugoslawischen Abkommens Ã¼ber soziale Sicherheit sind
Rechtsvorschriften, die sich aus zwischenstaatlichen VertrÃ¤gen eines der beiden
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Vertragsstaaten mit Drittenstaaten oder aus Ã¼berstaatlichem Recht ergeben bei
der DurchfÃ¼hrung des deutsch-jugoslawischen Abkommens nicht zu
berÃ¼cksichtigen soweit sie nicht entsprechende Versicherungslastregeln
enthalten. Das deutsch-schweizerische Sozialversicherungsabkommen begÃ¼nstigt
lediglich StaatsangehÃ¶rige der beiden Vertragsstaaten (vgl. BSG-Urteil vom
01.02.2001 Az.: B 13 RJ 1/00 R). Auch das zwischen der Schweiz und der
EuropÃ¤ischen Union nunmehr getroffene Abkommen Ã¼ber die FreizÃ¼gigkeit
(Amtsblatt der EuropÃ¤ischen Gemeinschaften vom 30.04.2002 L 114/6 f.) betrifft
nur StaatsangehÃ¶rige der Schweiz oder der EuropÃ¤ischen Union und ist deshalb
auf den KlÃ¤ger als StaatsangehÃ¶rigen Bosniens und Herzigowinas bzw. Kroatiens
nicht anwendbar (vgl. Art.1, 24 a.a.O.)

Ebensowenig hat der KlÃ¤ger in der Zeit ab 01.01.1984 lÃ¼ckenlos
Anwartschaftserhaltungszeiten gemÃ¤Ã� Â§ 240 Abs.2 SGB VI zurÃ¼ckgelegt.
Inbesondere hat er fÃ¼r die betreffende Zeit keine freiwilligen BeitrÃ¤ge entrichtet
und kann diese gemÃ¤Ã� Â§ 197 Abs.2 SGB VI aufgrund seines Rentenantrages nur
noch fÃ¼r die Zeit ab 01.01.1995 entrichten, was jedoch nicht zu einem
Rentenanspruch wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit mehr fÃ¼hren kann, da
fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1984 bis 31.12.1994 weiterhin eine LÃ¼cke bestÃ¼nde
(vgl. BSG-Urteil vom 01.02.2001 a.a.O. m.w.N.)

Ebensowenig kann der Leistungsfall der Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit bereits zu
einem Zeitpunkt eingetreten gewesen sein, zu dem der KlÃ¤ger noch die
beitragsrechtlichen Voraussetzungen eines Anspruchs auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit gehabt hatte. Der KlÃ¤ger hat im Zeitraum von
1987 bis 1994 als Arbeitnehmer 81 Monate versicherungspflichtig in der Schweiz
gearbeitet. Dies schlieÃ�t offensichtlich einen vor Dezember 1994 eingetretenen
Leistungsfall aufgrund tatsÃ¤chlich geleisteter Arbeit aus.

Der KlÃ¤ger kann auch nicht nach den in seiner Heimat geltenden
Rechtsvorschriften nachtrÃ¤glich noch die seit 1984 bestehende LÃ¼cke mit
freiwilligen BeitrÃ¤gen zur Sozialversicherung seiner Heimat fÃ¼llen, wie sich aus
den dem KlÃ¤ger zur Kenntnis gegebenen Rechtsgutachten des Rechtsanwalts T. P.
vom 14.10.2002 sowie einer Auskunft der Anstalt fÃ¼r die Renten und
Invalidenversicherung in Mostar vom 15.11.2002 in einer anderen Rechtssache
ergeben.

Der KlÃ¤ger hat daher fÃ¼r einen frÃ¼hestens ab Dezember 1994 theoretisch
mÃ¶glichen Leistungsfall der Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit keinen Anspruch auf
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit aus der deutschen
Rentenversicherung.

Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid vom 22.12.2000 war daher als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1
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und 2 SGG nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 03.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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